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Freie Wähler fordern Sicherheit bei Rückbau
Behörden sollen alle Windräder erfassen
Potsdam. Die Freien Wähler befürchten
finanzielle Risiken für das Land oder die
Grundstückseigentümer, wenn ausge-
diente Windkraftanlagen zurückgebaut
werden müssen. Es gebe erst seit 2004
festgeschriebene Rückbauverpflichtun-
gen für die Investoren, sagte der Land-
tagsabgeordnete Péter Vida (BVB/Freie
Wähler) am Dienstag in Potsdam. „Und
selbst in diesen Fällen gibt es keine
Sicherheit, dass die Verpflichtungen
greifen, weil Besitzverhältnisse wech-
selten oder Betreiber in Insolvenz gin-

gen.“ Da nach 20 Jahren die öffentliche
Förderung auslaufe, stehe der Rückbau
bei vielen großen Anlagen an. Wenn
kein Betreiber haftbar gemacht werden
könne, könnten die Kosten dem Landes-
haushalt zur Last fallen, warnte Vida.
Mit einem Antrag für die kommende
Landtagssitzung will Vida erreichen,
dass die Behörden alle Windräder erfas-
sen und jeweils die Frage klären, ob eine
Rückbauverpflichtung des Betreibers
greift.
Der Vorsitzende der Bürgerinitiative

„Waldkleeblatt“, Winfried Ludwig, wies
darauf hin, dass auch die Grundstücksei-
gentümer für den Rückbau haftbar
gemacht werden könnten. „Das Risiko
ist vielen Eigentümern, die sich über bis
zu 40 000 Euro Pacht jährlich freuen
können, nicht bewusst“, sagte Ludwig.
Die Kosten könnten 300 000 Euro und
mehr betragen. Er wies darauf hin, dass
allein die Fundamente der Windräder
bis in 30 Meter Tiefe reichten. (dpa)
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Mehrheit für „Windkraft-Euro“
Die rot-rote Landesregierung und auch die oppositionelle CDU wollen Kommunen stärker an
den Einnahmen beteiligen
 Benjamin Lassiwe
Potsdam  Die rot-rote Koalition und die
CDU im Brandenburger Landtag wol-
len Kommunen stärker an den Einnah-
men aus Windenergieanlagen beteiligen.
Unabhängig voneinander stellten sie
gestern in Potsdam zwei Gesetzesent-
würfe vor, die Ende Januar in der Ple-
narsitzung des Landesparlaments disku-
tiert werden sollen.
Unterschiedlich ist vor allem die Ausge-
staltung der geplanten Abgabe: Der Ent-
wurf von SPD und Linken sieht vor,
dass für jede Windenergieanlage ein
pauschaler Betrag von 10 000 Euro, der
so genannte „Windkraft-Euro“, an die
Gemeinde zu entrichten ist, in deren
Gebiet die betreffende Anlage steht.
Die CDU will dagegen alle Gemeinden
beteiligen, die im Umkreis von fünf

Kilometern um ein Windrad herum lie-
gen. Sie sollen eine Einmalzahlung bei
Inbetriebnahme des Windrades sowie
eine jährliche Zahlung erhalten, die sich
aus der Höhe des Windrads und der
Menge des eingespeisten Stroms berech-
net. Für jeden Meter Höhe des Wind-
rads sieht die CDU ein jährliches Ent-
gelt von zehn Euro vor, pro Kilowatt-
stunde sollen 0,1 Cent entrichtet wer-
den. Beide Entwürfe sehen vor, dass das
Geld den Kommunen für Verschöne-
rungsmaßnahmen im Ortsbild oder etwa
für Kultur-, Bildungs- und Freizeitver-
anstaltungen zur Verfügung steht.
„Erstmalig wird es so sein, dass diejeni-
gen, die einen Spargel vor der Tür
haben, davon auch profitieren“, sagte
der SPD-Fraktionsvorsitzende Mike
Bischoff. Eine Debatte darüber, ob

besonders energiestarke Anlagen noch
höhere Beträge leisten sollten, könne er
sich dabei durchaus vorstellen. „Unser
Ziel ist es, die Akzeptanz der Windener-
gie zu fördern“, sagte der energiepoliti-
sche Sprecher der SPD, Ralf Holzschu-
her. „Wir sind uns sicher, dass mit dem
absehbaren Ende der Kohleverstromung
in Deutschland der weitere Ausbau der
Erneuerbaren unverzichtbar ist.“ Dies
könne es aber nur mit Akzeptanz in der
Bevölkerung geben.
 Der Parlamentarische Geschäftsführer
der CDU, Jan Redmann, verwies darauf,
dass es in anderen Bundesländern ver-
gleichbare Regelungen gebe. „Ich bin
zuversichtlich, dass wir uns auf ange-
messene Regelungen verständigen kön-
nen.“
Die Grünen-Abgeordnete Heide Schi-
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nowsky begrüßte ebenfalls das Vorha-
ben der Koalition. Allerdings erinnerte
sie an das Urteil zur Brennelemente-
steuer in der Atomkraft. „Es besteht
kein Recht auf Einführung neuer Steu-
ern und Abgaben ohne rechtliche
Grundlage“; sagte Schinowsky gegen-
über dem „Prignitzer“.

Eine andere Initiative startete unterdes-
sen der Landtagsabgeordnete von
BVB/Freie Wähler, Péter Vida. Er will
mit einem Antrag im Landtagsplenum
darauf hinwirken, dass die Behörden
klären, wer für den Rückbau ausgedien-
ter Windräder verantwortlich ist. Die
Rückbauverpflichtungen bestünden erst

seit 2004. Und selbst in solchen Fällen
gebe es oft keine Sicherheit, weil Betrei-
ber von Windrädern auch insolvent gin-
gen oder sich die Besitzverhältnisse an
den Windkraftanlagen ändern könnten.
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„Windkraft-Euro“ für Gemeinden
Betreiber von Windrädern sollen Sonderabgabe leisten. Landtag will damit die Akzeptanz bei
Bürgern stärken
 Potsdam Eine große Mehrheit im Bran-
denburger Landtag will die Gemeinden
mit einem „Windkraft-Euro“ an den
Erträgen der Windräder auf ihrem
Gebiet beteiligen. Mit einer Sonderab-
gabe des Betreibers in Höhe von 10.000
Euro könnten Dorffeste und kulturelle
Veranstaltungen auf die Beine gestellt
und in die Infrastruktur investiert wer-
den, sagte SPD-Fraktionschef Mike
Bischoff am Dienstag im Landtag.
Einen Antrag dazu will die SPD
gemeinsam mit dem Koalitionspartner
Die Linke bei der nächsten Plenarsit-
zung des Landtags einbringen. Auch die
oppositionelle CDU will die Gemein-
den an den Erträgen beteiligen.
„Wenn die Akzeptanz bei den Bürgern
nicht gelingt, ist der weitere Ausbau der
Erneuerbaren Energien nicht zu bewerk-
stelligen“, begründete der energiepoliti-
sche Sprecher der SPD-Fraktion, Ralf
Holzschuher. Die Sonderabgabe soll
verpflichtend sein: Bei Zuwiderhandeln
drohe ein Ordnungsgeld von bis zu
100.000 Euro. Allerdings soll die Son-
derabgabe nur für neue Anlagen gelten.
„Es ist unklar, ob es einen rechtssiche-
ren Weg gibt, dies auf bestehende Anla-
gen auszuweiten“, so Holzschuher.
Aus Sicht der oppositionellen Grünen-
Fraktion ist dies der entscheidende
Schwachpunkt der Anträge. Auch die

Grünen seien dafür, dass die Gemein-
den an den Erträgen beteiligt würden,
betonte Fraktionschef Axel Vogel. „Uns
geht es aber darum, dass die Gemein-
den auch von bereits bestehenden Anla-
gen profitieren können.“
Die CDU will in ihrem Antrag die Son-
derabgabe für die Kommunen an die
Höhe und Leistungsfähigkeit der Wind-
räder knüpfen. Beim Aufbau einer
neuen Anlage soll eine Einmalzahlung
und danach sollen jährliche Zahlungen
fällig werden, erläuterte der Parlamenta-
rische Geschäftsführer der Fraktion, Jan
Redmann. „Da auch SPD und Linke ein
Konzept für eine Abgabe vorgestellt
haben, bin ich zuversichtlich, dass wir in
den Ausschüssen eine Lösung finden
werden“, erklärte Redmann.
Die Freien Wähler wiesen hingegen auf
finanzielle Risiken für das Land oder die
Grundstückseigentümer hin, wenn aus-
gediente Windkraftanlagen zurückge-
baut werden müssen. Es gebe erst seit
2004 festgeschriebene Rückbauver-
pflichtungen für die Investoren, sagte
der Landtagsabgeordnete Péter Vida
(BVB/Freie Wähler) am Dienstag in
Potsdam. „Und selbst in diesen Fällen
gibt es keine Sicherheit, dass die Ver-
pflichtungen greifen, weil Besitzverhält-
nisse wechselten oder Betreiber in Insol-
venz gingen.“ Da nach 20 Jahren die

öffentliche Förderung auslaufe, stehe
der Rückbau bei vielen großen Anlagen
an. Wenn kein Betreiber haftbar
gemacht werden könne, könnten die
Kosten dem Landeshaushalt zur Last
fallen, warnte Vida. Mit einem Antrag
für die kommende Landtagssitzung will
er erreichen, dass die Behörden alle
Windräder erfassen und jeweils die
Frage klären, ob eine Rückbauverpflich-
tung des Betreibers greift.
Der Vorsitzende der Bürgerinitiative
„Waldkleeblatt“, Winfried Ludwig, wies
darauf hin, dass auch die Grundstücksei-
gentümer für den Rückbau haftbar
gemacht werden könnten, wenn der
Betreiber seine Verpflichtungen nicht
erfüllt. „Das Risiko ist vielen Eigentü-
mern, die sich über bis zu 40.000 Euro
Pacht jährlich freuen können, nicht
bewusst“, so Ludwig. Die Kosten könn-
ten 300.000 Euro und mehr betragen.
Allein die Fundamente der Windräder
reichten bis in 30 Meter Tiefe.
Linken-Fraktionschef Ralf Christoffers
sagte, bislang gebe es trotz zahlreicher
Rückbauten keine Hinweise, dass
Betreiber ihre Verpflichtungen nicht
erfüllten. „Aber falls dies vorkommt,
wird darüber zu reden sein.“  dpa
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